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Den 2iten	 '	 Teil des Dossiers sollte einen
Ubeek Ober'	 e Medienlandschaft Luxemburg ge-
be 	 Artike liegt fertig in der Schublade und

einem spateren Zeitpunkt publiziert wer-
.. Es handelt sich hierbei um die Zusammenfas-

sung einer Magisterarbeit, die Romain Kohn soeben
in Munchen mit dem Titel "Medienpolitik in Luxem-
burg " vorgelegt hat. Diese Arbeit soil demnachst
VO7 Ct-e Marconi herausgegeben werden. Dessen
VeAl	 e—licher hat uns leider die vorgesehene
Vo .eb ,pr,.chung der Arbeit untersagt.

Zwei	 orum "-Mitarbeiter hob"die	 eerige
keit des journalist-Seins nachgedacht. Diese Arti-
kel scheinen uns besser bei der fur Januar ange
set/ten Selbstfindungs-Debatte als in den Spaiten
von " o um" aufgehoben.

Bleibt also der Artikel Ober da 	 ?.ssegese	 )n
Rob Roemen, dem wir for sein(	 e

Stelle danken wollen.

Doch eigentlich haben	 inglOck,
denn durch dm fehlende 	 mi5g-

lich in der hundersten "forum " -Nummer mi-	 eer
Vielzahl von Artikeln exemplarisch die ganz
Bandbreite der " forum "-Anliegen zu dokument
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In den Staatshaushalt von 1976 wurde ein Kredit
von 12,6 .Millionen guter Luxemburger Franken einge-
schrieben, der den einzeinen Zeitungen nicht etwa
als Notstandshilfe, sondern als eine Art Entschadi-
gung fUr gemeinnUtzige Leistungen bewilligt wurde.
Diese je nach Bedeutung und Auflage der einzelnen
Zeitungen und gemass einem prazisen Verteilungs-
schlUssel gestaffelte Subventionierung wurde dan-
kend entgegengenommen. Es war ein Anfang gemacht,
um der Tages- und Wochenpresne etwas Luft zu ver-
schaffen.

Die letzten definitiv verfUgbaren Zahlen stammen
von 1982. Insgesamt wurden 2o Millionen auf die 7
Presseorgane aufgeteilt (Luxemburger Wort: 4,6;
tagebiatt: 4,3; Letzebuerger Journal: 3; Zeitung
vum Letzebuerger Vollek: 3,2; Revue: 1,7;	 Telecran:
1,6; d'Letzeburger Land: 1,3). Diese Beitrage wur-
den, inzwischen (1987) aef knappe 25 Millionen auf-
gestockt. Am VerteilungsCJUssel hat sich nichts
wesentliches geandert.

Anspruch auf de Pressehilfe kdnnen nur Pressebe-
triebe erhebe e u.a. drei vollberufliche Jour-
nalisten besc g tilen. Das Gesetz sieht ausdrUck-
lich vor, dase Jese Subventionierung eine Quail-
tatssteigerung bewirken soll. Deshalb werden die
Fördere 77er aufyrund des redaktionellen Leistungs-
volume	 g ewilligt. Vorgefertigte Texte werden nur
zu	 Verrechnungsschema berUcksichtigt, was
z.B.	 Ur ui e UnhaltungslektUre gilt.

Der Cesetzgeber wollte mit dieser Bezuschussung
ganz klar den auglageschWacheren Organen unter die
Arnie greifen. Es wurde u.a. eine maximale Seiten-
zahl (4.000/Jahr) als oberstes Limit fUr die Suv-
ventionierung festgeschrieben, damit die Konkurrenz
nicht bevorteiligt werde.

Die EinfUhrung der Pressehilfe anderte freilich
ilichts an den Krafteverhaltnissen der geschriebe-
nen Presse in Luxemburg. Diese Fbrderungsmassnah-
me war eben nur "mg flreps op e waarme Steen". Sic
wird im Ausland -eg, e g .B. in Beigien- oft grosszU-
Oyer gehandhab'.., veemag aber nicht zu einem Auf-
schwung der kleineren Zeitungen beizutragen. Des-
halb drangt sich immer mehr die Frage auf, ob auf
die Dauer an marktbeschrankenden Massnahmen (zumin-
dest fUr die Werbeeinnahmen) vorbeizukommen ist,
wie sic z.B. in der benuchbarten Musterdemokratie
BRD durch Kartellbestimmungen verankert Sind.

Pressegesetzreform:
Nur StUckwerk

Das reformbedUrftige Gesetz hat 'nen ausgespro-
chen repressiven Charakter,	 t vor allem
"durch die Press eder ate' 	 Publika-
tionsweise	 -	 ! Vergene::" (Kani' ' 1). Die Re-
form soLl
	

1 eine konstrukt:
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Hen aktuellen . 	 altnis
passte Fort:, es Antwortrechts.
gen Artik6	 , zudem eine bislang
setz fehle•	 iegale Basis fUr die ,
eingescrrj,.	 werden.

Diese	 hat ihre Vorarbeiten inn
dieses Jnres abgeschlossen. Der Ball L•
sich somit im Lager der	 Tung, c.,•,
cent jetzt mit einer Gese -,svorlage

ressefeindliche Gesetz n r
Des Zeitungssterben ist eine Zeiterscheinung, die
demokratische Substanzen berUhrt. Was im Ausland
vielleicht weniger katastrophale Folgen hat, kdnn-
te sich hierzulande, wegen unserer engen Grenzen
und der leicht zu beeinflussenden Kleinstaatlich-
keit, verheerend auswirken.

Die Luxemburger Presse kennt freilich r cht nor
existentielle 1Wite, sic muss sich au(..n 	 standi-
gen und vielschichtigen Wandel der Medi •Ilandschaft
anp , s5:	 Belt langefl jahren w rd daher eine Auf-
for7,	 , der langst Uberholten Pressegesetzgebung
gef g re	 Die politischen Verantwortlichen ver-
trdsL(	 Verieger and Journalisten von Jahr zu Jahr,
obwohl unentwegt auf die Unzulanglichkeiten des
aus dem Jahre 1869 stammenden Gesetzes hingewiesen
wird. Dies kommt nicht von ungefahr, da besonders
anlasslich , der zunehmenden Presseprozesse immer
wieder LLicken in dieser veralteten Legislation of-
fensichtlich werden.

Da din
schwie	 Unterfangen ist, b• • schrankt die Kommis
sion ihro	 vorMufig	 die als drin-
gend angeseen e: Revision des	 rtrecht• -
die Distanz zh	 Einzelhei ,en will P4Hi of-
fiziell	 Hicht preis[c!	 wie sich der Re-
gierungsrat richt Uber die vo n 	 -ndr7 Vorschla-
ge ausgesprochen hat. Fest stehl 	 ±-7.t schon,
dass eine weitere DurchforstuH,
zes unverzUglich weitergetrieben

Das verAtetc	 gilt als	 p7es-
sefP-indlich, •	 der Tent	 (o
der
trat. Line Kost	 h e	:,11'
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Das Pressehilfegesetz und die
Alternativpresse

Die Zulassungsvoraussetzunges
sehilfe sind so formuliert,
traditionellen Z	 mgen und
ein Recht dara 	 haven: das resseorga:
mindest einmal die Woche ers 	 en and
mindestens drei Berufsjournal-hten beschaf-
tigen. Somit 1st jede Alternaciv-Zeit-
schrift von der Pressehilfe ausgeschlossen.

Die Pressehilfe wird nach einem Vertei-
lungsschlUssel aufgeteilt, der hauptsach-
lich auf der verdffentlichten Seitenzahl
beruht, mit dem Ergebnis, daft ein Gesetz
das eigentlich den Pluralismus der Presse-
landschaft fdrdern soil, hauptsachlich die
GroBen	 bevorteilt. So erWalt das LW
jeweils circa die Halfte des gesamten
Betrages.
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Die 31 Artikel des Pressegesetzes sind alle mehr
oder weniger in diesem Tonfall gehalten. Es wUrde
den Rahmen dieses Beitrags sprengen weitere Ein-
zelheiten anzafUhren. Richtig and wichtig ware je-
denfalls, wenn die strenge und autoritare textli-
che Auslegung integral Uberarbeitet wUrde, da die-
ses Gesetz in keiner Weise dem Wandel von Zeit and
Gesellschaft Rechnung tragt.

Eine globule Reform muss vorwiegend auf die revo-
lationare Entwicklung der Medienlandschaft einge-
hen and der erheblieh gewachsenen Bedeutung der
Presse Tribut zollen. Dazu gehbrt gewiss, dass
ausser den Pfl i chten each die Rechte der Journa-
listen and der Verleger wahrgenommen, gesetzlich
verankert werden. Der Schutz gegen WillkUr (die
g leichermassen vom Staat and von privaten Monopo-
len ausgeht) und die Wahi ung des Berufsgeheimnis-
ses sind wesentliche Aspnkt, die Beachtung finden
mUssen. Devon geht in cci! ',orliegenden Reforment-
wurf tith keine Rede. Die Gelegenheit sollte jeden-
faUs	 werden, eine dringend erforderliche
gesetziche Absicherung des auf tbnernen FUssen
stehenden Journalistenberufes zu erarbeiten.

1m Gegenzug ware es nur normal , dass die Uberpru-
fang des Wahrheitsgehaltes von informationen zu
den Auflagen der Presse gezahlt wUrde. Keineswegs
als Recht, sondern ausdrUcklich als Pflicht mUsste
ebenfalls die Kontrolle der bffentlichen Instanzen
(Macht)	 -ch die Presse verstanden werden. Nicht
zuletzt r(	 diesew	 unde muss der Zugang zu in-
formation_ per Pr ,	erieichtert werden. Was
nUtzt z.B. uin L.c,	 Presseausweis oder das Er-
kennangsschild im Penstwagen, wenn der Journalist
nicht den geringsten praktischen Nutzen davon hat.

Eigenkontrolle

Eine wicht ge HUrde wurde schon in den 70er Jahren
genommen als die Journalisten ein eigenes Berufs-
statut durchsetzten. Das 1977 vom damaligen Staats-
und Informationsminister Gaston Thorn eingebrachte
"Gc.6etzmpA0 jeLt bettLqAend diE AneAkmnung und
don Sciutz daA. BeAubcze,(1c_hnunci JonAnaLLst" im Par,
lament fUhrte freilich nicht nur den Titelschutz
ein (Journalist darf sich nennen, wer diese Akti-
vi tat als Hauptberuf ausUbt , sich der "information
generale" widmet, grossjahrig ist, eine berufliche
Praxis nachweisen kann, keinerlei geschaftlicher
Aktivitat	 z.B. Werbung	 nachgeht). Mit der
Schaffung eines Presserates wurde gleichzeitig
eine Selbstkontrollinstanz geschaffen, die unab-

hangi g von Staat und Regierung aHs
Mission dieses Presserates begreift	 icht nur die
Ausstellung von journalistenausweis	 sondern vor
allem die Uberwachung der Deontologie and ggf.
Sanktionen gegen Verstbsse. Die Tatsache, dass
dieser Presserat paritatisch von Verlegern und
Journalisten, also ohne staatliche Einmischung
funktioniert, entspricht durc' 	 der verfassungs-
rechtlich garantierten Pressei 	 ,it.

Finer zusatzlichen Aufgahs, der sich die
verpflichtet hatten, ist 	 Presserat bisl
nicht nachgekommen: die Ausbildung resp. Fort
dung von Stagiarjournalisten blieb	 f der Str
Dies ist wohl auf die unterschied1i
dingungen der Journalisten zurUckd
mUssen ja wahrend ihrer zweijahrige,
ahem bestrebt rein, die Bewahrungsprobe Beim
weiligen Brotgeber zu bestehen.

Kooperation?

Alle diese Sorgen und Nbten mode	 ,ions-
mannschaft and einen Leserkreis
	

nam viel-
le icht nicht	 interessi

	
wiss

dass sie ohne Linn',Usse und Eipn
sie der Berufspreese zueigen
kommen. Oder nicht? Fest steht jede 	 11
ein mit der Prasenz ven "forum" bereichert
nungsjournalismus s: , n nn P1 atz hat and be,
muss. Deshalb ziehen :Hie am gleichen St:
ruts- und Freizeitjournalisten (non sehe
teres Schimpfwort nach).

Vielleicht ware eine Kt T eration anzas eben, die
z.B. zwischen Tages;i	 und period
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